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Aktuell

Gemeinde und Städte sind herausgefordert, alterspolitische Über
legungen anzustellen, um den Menschen im hohen Alter ein 
 selbstbestimmtes Leben auch in institutionellen Wohnverhältnissen 
zu ermöglichen. Ein Forschungsprojekt des Instituts Alter der 
 Berner Fachhochschule hat die Rolle stationärer Einrichtungen in 
vier Städten untersucht.
Von Riccardo Pardini, Kathy Haas, Jonathan Benett*

Die Rolle der Alters- und  
 Pflegezentren in städtischen 
 Altersstrategien

Die Schweiz befindet sich in einem ge
sellschaftlichen Strukturwandel des 
Alters. Aufgrund der steigenden Lebens
erwartung wird die nachberufliche Le
bensphase vielfältiger und unterschied
licher. Eine Mehrheit lebt in guter 
Gesundheit und verfügt über eine gute 
wirtschaftliche Absicherung. Selbstbe
stimmung und Selbstständigkeit sind 
daher zu wichtigen Leitvorstellungen 
der älteren Generationen geworden. 
Beispielhaft steht dafür das Bedürfnis, 
möglichst lange zuhause leben zu kön
nen. Speziell ältere Menschen im ho
hen Alter sind aber stärker als andere 
Altersgruppen dem Risiko zunehmen
der Fragilität ausgesetzt und bedürfen 
häufiger Unterstützung, um einen 
selbstbestimmten Alltag zu führen.

Zweifel am Bedeutungsverlust 
stationärer Strukturen
Wie die Selbstständigkeit und Selbst
bestimmung bis ins hohe Alter erhalten 

werden können und welche Unterstüt
zungsstrukturen dabei helfen, das ist 
Gegenstand aktueller Debatten kanto
naler und kommunaler Alterspolitik. 
Der Trend geht klar in Richtung einer 
Reduktion der stationären Versor
gungsstrukturen. Pflegeplätze werden 
abge baut und ambulante wie auch 
 intermediäre Strukturen priorisiert. 
Doch das mittelfristige Wachstum der 
hochaltrigen Bevölkerung, die starke 
Zunahme der Alters und Langzeitpflege 
und der steigende Bedarf an stationä
ren Einrichtungen (siehe die Progno
sen von Obsan bis 2040) lassen Zweifel 
am Bedeutungsverlust stationärer Ein
richtungen auf kommen.

Ausrichtung der Alterspolitik 
unterscheidet sich 
Über die zukünftige Rolle stationärer 
Einrichtungen aus Sicht von Gemein
den und Städten ist in der Schweiz 
wenig bekannt. Im Zuge eines For

schungsprojekts des Instituts Alter der 
Berner Fachhochschule wurde dieser 
Frage nachgegangen und diese anhand 
der alterspolitischen Strategien der 
Städte Basel, Luzern, Winterthur und 
Zürich untersucht.

Welche Rolle die stationären Ein
richtungen künftig einnehmen werden, 
ist von den gesetzlichen und den histo
risch gewachsenen Rahmenbedingun
gen abhängig. So betreibt zum Beispiel 
die Stadt Basel keine eigenen Pflegehei
me und der Eintritt erfolgt erst nach 
einer obligatorischen Bedarfsabklärung 
seitens des Gesundheitsdepartements. 
Die Pflegeplatzplanung wird laufend 
aktualisiert und Überkapazitäten ver
mieden. In der Stadt Winterthur be
steht das Angebot aus einem Mix von 
privaten Einrichtungen und städti
schen Alterszentren. Es bestehen keine 
Eintrittsschwellen, und für die Bewil
ligung von stationären Einrichtungen 
ist die Gesundheitsdirektion des 
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Kantons Zürich zuständig. Winterthur 
hat entsprechend weniger Einfluss auf 
die Kapazitätsplanung. 

Obschon sich die Rahmenbedin
gungen unterscheiden, kommt den 
stationären Einrichtungen in Basel und 
Winterthur dieselbe Rolle zu. Sie be
steht primär in der Aufnahme von äl
teren Menschen mit hoher Pflege
intensität. In der Stadt Luzern lässt sich 
deren Rolle weniger klar abgrenzen. 
Die stationären Strukturen sind 
 Bestandteil eines integrierten Versor

gungsmodells mit ausgeprägter Quartier
orientierung. Neben den Haupt tätig
keiten der Langzeitpflegeversorgung für 
ältere Menschen übernehmen die Zen
tren zusätzlich Aufgaben in Form von 
Ferienbetten zur Entlastung pflegender 
Angehöriger oder mit speziellen Ange
boten für Menschen am Rand der Ge
sellschaft. Darüber hinaus wird um die 
Zentren das Wohnen mit Dienstleis
tungen stark ausgebaut. In ähnlicher 
Weise ist die zukünftige Rolle der sta
tionären Einrichtungen in der Stadt 
Zürich zu interpretieren. Mit dem Mo
dell des ArealBaukastens der Alters
strategie 2035 wird ein durch lässiges 
quartierorientiertes Netz städtischer 
Alters und Pflegezentren, Alterswoh
nungen und Pflegedienste angestrebt. 
Im Vergleich zur Stadt  Luzern werden 
die stationären Einrichtungen noch 
stärker dezentralisiert und je nach 
Quartier verschiedenen Aufgaben zu
gewiesen.

In den Altersstrategien der genann
ten Städte geht es weniger um die Fra
ge, ob stationäre Strukturen zukünftig 

bestehen bleiben, sondern vielmehr 
darum, wie stationäre Einrichtungen 
künftig ausgestaltet werden müssen, 
um der alterspolitischen Agenda zu 
entsprechen.

Wichtig: Ausdifferenzierung 
der Wohnangebote
In allen vier Städten liegt die Zukunft 
stationärer Einrichtungen in einer Aus
differenzierung ihrer Wohnangebote. 
Gefragt sind (de)zentrale, alternative 
Wohnformen, so zum Beispiel betreute 

Wohnungen, Pflegewohnungen für 
Ehepaare oder Wohngruppen für ältere 
Menschen mit speziellen Bedürfnissen, 
welche über das Angebot von Mehr
bett/Einzelzimmern in einer Pflegeab
teilung hinausgehen. Mit den erweiter
ten Wohnangeboten zeichnet sich ein 
Paradigmenwechsel im Selbstverständ
nis der Einrichtungen ab. Neu steht 
nicht mehr die Versorgungstätigkeit im 
Vordergrund, sondern es sind Fragen 
rund um die Wohnlichkeit im Mittel
punkt bei der Ausgestaltung  einer Ein
richtung.

Die alterspolitische Ausrichtung der 
Städte legt einen starken Fokus auf 
 sozialraumorientierte Ansätze in der 
 Gestaltung der Altersarbeit und Ge
sundheitsversorgung. Der stärkere 
Quar tierbezug bedeutet eine stärkere 
An passung der Einrichtung an die Be
dürfnisse der älteren Quartierbe
völkerung und an bestehende Unter
stützungsstrukturen. Damit gehen 
auch eine Öffnung der Institution und 
deren Angebote gegenüber der Quar
tierbevölkerung im Allgemeinen einher. 

Zum Beispiel, indem Räumlichkeiten 
der Einrichtung für andere Gruppen 
zugänglich sind, etwa das Restaurant, 
ein Trainingscenter oder eine Kinder
tagesstätte. Gefragt ist auch die Ent
wicklung von Angeboten, die über die 
Bewohnenden hinausgehen, so zum 
Beispiel eine Gesundheits und Wohn
beratung für ältere Menschen, die noch 
in Privathaushalten leben.

In allen vier Städten werden die sta
tionären Einrichtungen als Teilbereich 
eines integrierten Versorgungsmodells 
mitgedacht. Der Faktor Durchlässig
keit spielt dabei eine wichtige Rolle. 
Zum Beispiel sind Systemgrenzen zwi
schen den Versorgungsstrukturen ab
zubauen, damit Übergänge der Wohn
situation und Gesundheitsversorgung 
für die Betroffenen erleichtert werden 
können. Unter anderem wird in den 
städtischen Altersstrategien davon aus
gegangen, dass temporäre Aufenthalte 
in stationären Einrichtungen mittel
fristig zunehmen werden. 

Durchlässigkeit als Faktor gilt aber 
auch für die Alltagsgestaltung der Be
wohnenden hinsichtlich der Förderung 
der Selbstbestimmung und sozialer 
Teilhabe. Entsprechend sind Struktu
ren erforderlich, welche die Bezie
hungspflege und soziale Kontakte er
möglichen.

Zugänglichkeit für alle älteren 
Menschen sicherstellen
Die Heterogenität der älteren Bevölke
rung erfordert von den Einrichtungen 
einen stärkeren Fokus auf die individu
ellen Bedürfnissen der Zielgruppe. Der 
personenzentrierte Ansatz erstreckt 
sich in den alterspolitischen Ausrich
tungen über die stationären Angebote 

Aktuell

Neu stehen bei der Ausgestgaltung  
einer Einrichtung nicht mehr die 
 Versorgungstätigkeit im Vordergrund, 
sondern Fragen rund um die 
 Wohnlichkeit 
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und Leistungserbringung hinaus. Um 
den Versorgungsauftrag für die gesam
te ältere Bevölkerung wahrnehmen zu 
können, ist die Zugänglichkeit für alle 
Menschen, unabhängig von ihren fi
nanziellen, kulturellen, sozialen und 
körperlichen Ressourcen, zu gewähr
leisten. In verschiedenen Städten sind 
diesbezüglich Bestrebungen und Mass
nahmen zu erkennen, beispielsweise 
die geplante Einführung eines Finan
zierungssystems für die Betreuung im 
Alter oder das Gutscheinsystem für 
selbstbestimmtes Wohnen in der Stadt 
Luzern. Stationäre Langzeitpflegeein
richtungen werden weiterhin einen 
wichtigen Teil in der Betreuung und 

Pflege älterer Menschen einnehmen. 
Ungeachtet dessen, dass sich die alter
spolitische Ausrichtung der Städte ver
mehrt um alternative Wohnformen 
bemühen wird, gehören stationäre Ein
richtungen zum Modell der integrier
ten Gesundheitsversorgung. Welche 
 Aufgaben sie darin erfüllen sollen, ist 
abhängig von der alters und gesund
heitspolitischen Ausgestaltung der ein
zelnen Städte und von den kantonalen 
Bestimmungen. Allerdings lassen sich 
vier Faktoren skizzieren, welche den 
Einrichtungen helfen, den älteren 
Menschen ein langes, selbstbestimmtes 
 Leben im vertrauten Wohnumfeld zu 
ermöglichen. Neben einer Ausdifferen

Die Bedürfnisse der älteren Menschen erfordern eine Weiterentwicklung stationärer Einrichrtungen. Gefragt ist eine Ausdifferenzierung der 
Wohnangebote. Foto: Adobe Stock

zierung der Wohnangebote wird die 
Quartierorientierung der stationären 
Langzeitversorgung an Bedeutung ge
winnen. Damit gehen auch eine Öff
nung der Einrichtung ins Quartier und 
die Vernetzung mit dem Sozialraum 
einher, welche wiederum neue Anfor
derungen an die Einrichtungen und 
Mitarbeitenden stellen. Neben Ge
sundheitsberufen werden Sozial berufe 
in diesem Handlungsfeld an Bedeu
tung gewinnen und damit auch die 
interprofessionelle Zusammenarbeit. 

*  Riccardo Pardini und Kathy Haas sind 
wissenschaftliche Mitarbeitende am Institut 
Alter der Berner Fachhochschule. Jonathan 
Benett ist der Leiter des Instituts.
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